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R. AIGNER GmbH 

MOBILKRAN–, STAPLER– & HEBEBÜHNENVERLEIH │ TRANSPORTE │ DEMONTAGEN & MASCHINENUMSTELLUNGEN 
ENTSORGUNGSMANAGEMENT │ SCHROTT- & METALLRECYCLING │ ABROLL– & ABSETZCONTAINER │ STAHLHANDEL 

ISO 9001 ISO 14001 SCC** 

ALLGEMEINE GESCHÄFTSBEDINGUNGEN DER RUDOLF AIGNER GMBH 

FÜR KRANEINSÄTZE, TRANSPORTE, SONSTIGE GERÄTE, LAGERUNG, MONTAGEHILFE,  
EIN- UND AUSBRINGUNGEN, SOWIE BERGUNGSARBEITEN 

 

I. Allgemeines 

Sämtliche Leistungen der Fa. Rudolf Aigner GmbH 
(AN) erfolgen ausschließlich unter Anwendung der 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen – veröffentlicht 
zu www.aigner-eisen.at.  

Die Allgemeinen Geschäftsbedingungen der Rudolf 
Aigner GmbH gelten auch für künftige Geschäftsfälle, 
selbst wenn sie bei neuerlichen Geschäftsfällen nicht 
nochmals gesondert vereinbart werden. 

Aktuelle Versionen sämtlicher AGBs des AN sind auf 
www.aigner-eisen.at veröffentlicht. 

Abweichende Geschäftsbedingungen des 
Vertragspartners (Auftraggeber, im Folgenden „AG“) 
gelten nur bei ausdrücklicher schriftlicher 
Vereinbarung und nur jeweils für den Einzelfall. 
Geschäftsbedingungen des Auftraggebers wird 
hiermit ausdrücklich widersprochen, sofern sie mit 
dem Inhalt der vorliegenden Geschäfts- und 
Arbeitsbedingungen im Widerspruch stehen. 

Alle Angebote sind freibleibend und haben, sofern 
nicht anders vereinbart, eine Gültigkeit von 30 Tagen 
ab Angebotsdatum. 

Der AG hat bei Annahme des Anbotes eine 
Auftragsbestätigung zu übersenden, wodurch er die 
Gültigkeit der AGBs des AN bestätigt. Eine teilweise 
Annahme des Angebots ist nur gültig, wenn dies im 
Angebot festgehalten ist oder die teilweise 
Angebotsannahme durch den AN bestätigt wird. 

Ergibt sich nach unserem Ermessen vor oder 
während des Einsatzes unserer Fahrzeuge und 
Geräte aller Art, dass ihr Einsatz eine Schädigung 
Dritter zur Folge haben oder in der vorgesehenen Art 
und Weise aus einem wesentlichen Grunde nicht 
durch- oder fortgeführt werden kann, so sind wir unter 
Ausschluss von Ersatzansprüchen jeglicher Art 
berechtigt, vom Auftrag zurückzutreten. Dies gilt auch 
bei Witterungseinflüssen und sonstigen höheren 
Gewalten. Das Entgelt wird dann anteilig berechnet. 

Telefonische oder mündliche Auskünfte und 
Nebenvereinbarungen des AG werden nur dann 
Vertragsinhalt, wenn sie vom AN schriftlich bestätigt 
werden. 

Falls zwischen Angebotslegung und Ausführung 
Änderungen in der Zahlungsfähigkeit des 
Auftraggebers eintreten oder Umstände bekannt 

werden, welche die Zahlungsfähigkeit des 
Auftraggebers in Frage stellen, sind wir berechtigt, 
entweder Vorauszahlung zu verlangen oder vom 
Auftrag zurückzutreten. Weiters behalten wir uns das 
Recht vor, alle sonstigen offenen Rechnungen sofort 
fällig zu stellen. 

Allfällige Kostenvoranschläge gelten, soweit nicht 
ausdrücklich anderes schriftlich vereinbart war, als 
unverbindlich. Kostenvoranschläge, Baustellen-
besichtigungen und die Erarbeitung von Plänen etc. 
werden dem Auftraggeber verrechnet, sofern nichts 
anderes ausdrücklich vereinbart wurde. Sie sind auch 
angemessen zu bezahlen, wenn es zu keinem 
Vertragsabschluss mit dem Auftragnehmer kommt. 

II. Leistungsumfang 

Der Inhalt der vom AN geschuldeten Leistung ergibt 
sich aus dem Angebot. 

Sofern nicht ausdrücklich etwas anderes vereinbart 
wurde, erfolgt die Zurverfügungstellung von 
Arbeitsgeräten durch den AN in Form eines – bei der 
Beistellung von Bedienungspersonal mit einer 
Arbeitskräfteüberlassung verbundenen – 
Mietvertrages, im Rahmen dessen das überlassene 
Gerät nach Weisung und auf die Gefahr des AG 
verwendet werden darf. 

Transportaufträge unterliegen dem CMR – 
ausgenommen davon sind Lohnfuhrverträge, bei 
denen die Rudolf Aigner GmbH dem Auftraggeber ein 
Fahrzeug samt Fahrer zu beliebiger Ladung und 
Weisung des Auftraggebers zur Verfügung stellt.  

Schuldet der AN die eigenverantwortliche 
Durchführung von Hebearbeiten nach Zielvorgaben 
des AG, so liegt ein Frachtvertrag (§§ 425ff UGB) vor. 
Ist die Durchführung von Hebearbeiten Teil eines dem 
CMR unterliegenden Transportes, so unterliegt auch 
die Hebeleistung dem CMR. 

Die angebotenen Preise basieren auf den vom AG zur 
Verfügung gestellten Angaben. Der AG hat sämtliche 
Umstände der Leistungserbringung (Beschaffenheit 
des Hebe- bzw. Transportgutes, Anschlagpunkte, 
Gewicht, Zufahrtswege, Standplatzbeschaffenheit, …) 
bekannt zu geben. Bei Unklarheiten hat der AG den 
AN mit einer Besichtigung zur Feststellung der 
genannten Umstände vom AG zu beauftragen. 
Verzichtet der AG auf eine Besichtigung durch den 
AN, so haftet er für sämtliche sich aus unrichtigen 
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oder unvollständigen Angaben ergebenden 
Mehraufwendungen. 

Bei Änderung des Leistungsumfanges (auch infolge 
behördlicher Auflagen und Vorschreibungen) sind 
diese Mehrleistungen – auch im Falle der 
Vereinbarung eines Pauschalpreises – gesondert zu 
entlohnen. Gleiches gilt für Mehrleistungen infolge 
Veränderungen im Aufstellort, Zeit und Dauer der 
Auftragsabwicklung, Änderung der Destination, 
Verlängerung der Leistungsfrist durch äußere 
Umstände und dgl. Der AN ist berechtigt, 
Preiszuschläge zu verrechnen, falls die wirklichen 
Stückgewichte bzw. Abmessungen sowie sonstigen 
Eigenschaften der zu bewegenden Teile von den 
Angaben des AG abweichen. 

Den vorhandenen Bedien- und Warnhinweisen ist 
jedenfalls Rechnung zu tragen, bei Unklarheiten ist 
vor Arbeitsbeginn Rücksprache zu halten. 

III. Leistungsfrist und -verzögerungen 

Die Rudolf Aigner GmbH ist bestrebt, die vereinbarten 
Leistungen zu den vorgegebenen Terminen zu 
erbringen. Sofern Termine jedoch nicht schriftlich als 
Fixtermine vereinbart sind, sind Termine grundsätzlich 
freibleibend, sodass die Geltendmachung von 
Ersatzansprüchen wegen späterer 
Leistungserbringung ausgeschlossen ist. 

Der AN hat die Leistung innerhalb der vereinbarten, 
mangels einer Vereinbarung innerhalb angemessener 
Frist nach erfolgter Aufforderung zu erbringen. Im 
Falle eines Verzuges hat der AG dem AN eine 
angemessene Nachfrist zu setzen. Verzugsansprüche 
können jedenfalls erst nach Ablauf einer 
angemessenen Nachfrist geltend gemacht werden. 
Bei allfälligen dem AG entstandenen Schäden aus 
Verzug sind vom AG zu bezahlende Vertragsstrafen 
nur dann zu berücksichtigen, wenn der AN vor 
Angebotslegung auf derartige Verzugsfolgen 
schriftlich hingewiesen wurde und wenn dem AN 
grobe Fahrlässigkeit oder Vorsatz angelastet werden 
kann. 

Die Gefahr der Leistungsverzögerung durch höhere 
Gewalt oder von keinem Vertragsteil zu vertretende 
Umstände (Verkehrsbehinderungen; Witterung; 
Ausbleiben behördlicher Genehmigungen; 
Naturkatastrophen; Gefährdung von Sachen oder 
Gesundheit durch die Leistungserbringung und dgl.) 
trägt der AG. Die Leistungsfrist des AN verlängert sich 
daher um die Dauer dieser Umstände. Der AG ist für 
die Dauer der durch diese Umstände erzwungenen 
Stillstandszeiten zur Entrichtung des Entgelts 
verpflichtet. 

Sollte aus Gründen, die in der Sphäre des AG liegen, 
die Auftragsabwicklung verzögert erfolgen (etwa 

aufgrund falscher Angaben bei Auftragserteilung, 
verspäteter Bereitstellung des Gutes, ungeeigneter 
Transportwege oder Standplätze und dgl.), ist der AN 
berechtigt, die daraus entstehenden Un- und 
Mehrkosten (auch bei Pauschalaufträgen) zu 
verrechnen. 

IV. Vertragsauflösung bzw. Rücktritt 

Falls der Auftraggeber vor Einsatzbeginn den erteilten 
Auftrag auch nur zum Teil storniert, fällt eine 
Stornogebühr in Höhe von 10% der Auftragssumme 
zuzüglich der bereits für den Auftrag angefallenen 
Kosten an, wenn die Stornierung spätestens 28 Tage 
vor Einsatzbeginn erfolgt. Darüber hinaus gehende 
Ansprüche bleiben vorbehalten. 

In allen anderen Fällen werden bei Rücktritt oder 
Terminabsage durch den Auftraggeber 60% der 
Auftragssumme zuzüglich der bereits für den Auftrag 
angefallenen Kosten in Rechnung gestellt. 

Ein Rücktritt bzw. eine vorzeitige Vertragsauflösung 
durch den AG ist zulässig, wenn der AN trotz 
Einräumung einer angemessenen Nachfrist seinen 
vertraglichen Verpflichtungen nicht nachkommt oder 
wenn ein schriftlich vereinbarter wichtiger Grund 
vorliegt. 

Ein Rücktritt bzw. eine vorzeitige Vertragsauflösung 
durch den AN ist zulässig, wenn der AG trotz 
Nachfristsetzung seinen Verpflichtungen nicht 
nachkommt oder wenn ohne Verschulden des AN 
Umstände eintreten, die zu erheblichen 
Erschwernissen führen oder eine Schädigung von 
Sachen und/oder Personen befürchten lassen und 
der AG diese Umstünde nicht innerhalb 
angemessener Frist beseitigen kann. 

Für den Fall, dass die zur Erbringung der 
geschuldeten Leistungen erforderlichen behördlichen 
Genehmigungen nicht erteilt werden, steht beiden 
Vertragsteilen ein Rücktrittsrecht zu, wobei der AG die 
bis dahin erbrachten Leistungen des AN zu vergüten 
hat. 

V. Ergänzende Verpflichtungen des Auftraggebers 

Der AG hat das Transport bzw. Hebe- oder 
Bergungsgut in einem für die Durchführung des 
Auftrages bereiten und geeigneten Zustand zu halten 
und sämtliche technische Voraussetzungen für die 
Auftragsdurchführung auf eigene Rechnung und 
Gefahr zu schaffen und während der 
Auftragsdurchführung zu erhalten.  

Die Gewichte, Maße sowie der Wert als auch die 
erforderliche Hakenhöhe und Ausladung des zu 
bewegenden Gutes sind vom AG genau bekannt zu 
geben. Vor Beginn des Auftrages ist die zu leistende 
Arbeit eindeutig zu bestimmen. 
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Weisungen an unsere Arbeitskräfte, die vom Auftrag 
abweichen oder über diesen hinausgehen, bedürfen 
unserer ausdrücklichen schriftlichen Zustimmung. 

Der AG hat für eine gut befahrbare Zufahrt und 
Einsatzstelle zu sorgen, deren Tragfähigkeit und 
Beschaffenheit den Erfordernissen unserer Geräte 
und Fahrzeuge entsprechen muss. Allfällige dafür 
notwendige statische Berechnungen sind vom AG zu 
beauftragen. 

Erforderliche Bescheide, die eingereicht wurden, hat 
uns der AG vor Arbeitsbeginn in Kopie vorzulegen. 
Für die Leistungserbringung notwendige behördliche 
Genehmigungen werden auf Verlangen des AG vom 
AN auf Gefahr und – soweit nichts Abweichendes 
vereinbart wurde – auf Kosten des AG eingeholt, auf 
Anfrage des AG werden Art und Umfang der üblich 
notwendigen Genehmigungen bekannt gegeben. Der 
AN übernimmt, auf Kosten und Gefahr des AG, 
Sicherungsmaßnahmen und Absperrarbeiten, jedoch 
keinerlei Haftung für die Nichteinhaltung von 
Absperrungen durch Dritte und hieraus entstehende 
Kosten. 

Falls die vom AG in Kopie vorgelegte Genehmigung 
die vorgesehenen Arbeiten nicht deckt, ist der 
jeweilige Rudolf Aigner GmbH Mitarbeiter vor Ort 
berechtigt, den Einsatz abzubrechen. Bei 
berechtigtem Abbruch des Einsatzes ist der Rudolf 
Aigner GmbH das volle Entgelt dennoch zu bezahlen. 
Ersatzansprüche gegen die Rudolf Aigner GmbH 
stehen bei berechtigtem Abbruch des Einsatzes 
keinesfalls zu. 

Auf der Arbeitsstelle sind dem Kran vom AG 
genügend Hilfskräfte zur Verfügung zu stellen, welche 
mit den Arbeiten vertraut und über die 
entsprechenden Unfallverhütungsvorschriften 
aufgeklärt sind. 

Verletzt der Auftraggeber diese Bestimmungen, so 
hat er uns sowie unseren Bediensteten alle daraus 
entstandenen Schäden, auch wenn sie unverschuldet 
sind, zu ersetzen und von Ansprüchen Dritter 
freizuhalten. § 1304 ABGB findet keine Anwendung, 
Schadenersatzansprüche, gleichviel aus welchem 
Rechtsgrunde, sind gegen uns und unsere 
Bediensteten ausgeschlossen. 

VI. Haftungen 

Entsteht bei der Durchführung des Auftrages ein 
Schaden, so haften wir und die von uns Beauftragten 
sowie unsere Bediensteten soweit gesetzlich zulässig, 
jedenfalls aber bei bloß leichter Fahrlässigkeit, auf 
keinen Fall über das hinaus, was unsere Versicherer 
nach Maßgabe der gesetzlichen 
Haftpflichtbestimmungen im Rahmen der 
Versicherungsbedingungen an Ersatz zu leisten 

haben, gleichgültig aus welchem Rechtsgrund sie 
auch hergeleitet werden. 

In jedem Fall haften der AN und die von diesem 
eingesetzten Gehilfen für im Zuge der 
Leistungserbringung dem AG verursachte Sach- und 
Vermögensschäden nur bei grob fahrlässigem oder 
vorsätzlichen Verhalten des AN oder seiner Gehilfen 
(eine im Rahmen einer Gerätemiete überlassene 
Arbeitskraft ist kein Gehilfe des AN). Die Haftung für 
leichte Fahrlässigkeit wird – ausgenommen für 
Personenschäden – ausgeschlossen. Der AN und 
seine Gehilfen haften ferner nicht für Zufall oder 
höhere Gewalt sowie auch nicht für Folgeschäden, für 
den Ersatz von entgangenem Gewinn, Zinsverlust 
und für Schäden, die aus Ansprüchen Dritter 
entstehen. Die Haftung des AN und der von ihm 
eingesetzten Gehilfen ist mit der Höhe der 
Deckungssumme des abgeschlossenen 
Betriebshaftpflichtversicherungsvertrages begrenzt. 

Für Hebearbeiten gelten die Vorschriften über den 
Frachtvertrag. Für Schäden am gehobenen Gut wird 
durch den AN eine Hakenlast-Versicherung mit einer 
Versicherungssumme  von EUR 75.000,00 
angeboten. Wünscht der AG eine höhere 
Deckungssumme, so hat er dies und den Wert des 
gehobenen Gutes dem AN schriftlich mitzuteilen. 
Sollte der AG selbst eine derartige Versicherung 
eindecken, so hat er den AN mitzuversichern bzw. für 
einen Regressverzicht der Versicherung gegenüber 
dem AN und dessen Gehilfen zu sorgen. Die Haftung 
des AN für alle aus der Beschädigung des gehobenen 
Gutes resultierenden Schäden ist in jedem Fall auf die 
Versicherungsleistung begrenzt. 

Erhalten wir keinen schriftlichen Antrag zur 
Versicherung der zu hebenden oder 
transportierenden Last, lehnen wir für allfällige 
Schäden an der Last und am Baustellenobjekt, sowie 
jedwede Regressansprüche seitens des Versicherers 
unserer Auftraggeber oder von wem immer ab. 

Dem Auftraggeber steht es frei, seinerseits für 
weitergehenden Versicherungsschutz zu sorgen, und 
er erkennt mit Erteilung des Auftrages die 
vorgenannten Haftpflichtbeschränkungen an. Für 
etwaige Versicherungsfälle genügt es, wenn wir dem 
Auftraggeber die Ansprüche gegen die Versicherer 
abtreten. 

Für Schäden und Nachteile, verursacht durch 
Verschulden unserer Auftraggeber oder durch 
Fehlangaben über Gewicht und Maße haften unsere 
Auftraggeber, insbesondere auch dafür, dass dadurch 
Kran- oder Spezialfahrzeuge oder unsere Geräte 
beschädigt werden. Die Kosten (inkl. etwaig 
anfallender Folgekosten) dafür müssen vom 
Auftraggeber getragen werden. Für die Dauer der 
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Ausfallszeit eines etwaig durch Verschulden des AGs 
beschädigten Geräts hat der Auftraggeber der Rudolf 
Aigner GmbH 60% des vereinbarten Entgelts als 
pauschalierten Schadenersatz zu ersetzen. 

Bei verspätetem Einsatz, der nicht durch die Rudolf 
Aigner GmbH verschuldet ist, ist der Auftraggeber 
nicht berechtigt, den Preis zu mindern oder 
Schadenersatz zu fordern. Dasselbe gilt, wenn das 
Gerät trotz vorheriger Überprüfung seiner 
Funktionsfähigkeit während der Einsatzzeit ausfällt. 

Vermögensschäden, die nicht mit einem am zu 
bewegenden Gut entstandenen Schaden im 
Zusammenhang stehen, sowie Sachfolgeschäden am 
übernommenen Gut, sind von der Haftung 
ausgenommen. 

Von Schadenansprüchen Dritter sowie von 
Regressansprüchen von Montage- und 
Transportversicherern, die bei der Ausführung 
unserer Arbeiten entstehen, hat der Auftraggeber uns 
und unsere Arbeitskräfte in vollem Umfang 
freizuhalten. Wenn aus Verschulden des 
Auftraggebers (z.B. wegen Fehlangaben über 
Gewicht und Maße) bei Dritten ein Schaden entsteht, 
hat der Auftraggeber dem Dritten den Schaden zu 
ersetzen. Der Auftraggeber hat die Rudolf Aigner 
GmbH und ihre Mitarbeiter für solche Schäden schad- 
und klaglos zu stellen. 

Eine Haftung ist für Schäden aller Art 
ausgeschlossen, die durch Nichteinhaltung von 
Terminen, durch Nichterteilung von 
Routengenehmigungen, durch Ausfall von 
Fahrzeugen und Geräten der Arbeitsvorrichtungen 
aller Art entstehen. 

Leisten andere Versicherer für einen Schaden Ersatz, 
so ist jede Haftung auch seitens unserer Mitarbeiter 
ausgeschlossen. 

Soweit für einen Schadensfall Versicherungsdeckung 
besteht, ist jede persönliche Haftung von Rudolf 
Aigner GmbH Mitarbeitern ausgeschlossen. 

Für das nicht vom AN beigestellte Personal haftet 
ausschließlich der AG, dies gilt insbesondere für 
Personen, die das Personal des AN einweisen. Sollte 
der AN Dritten gegenüber aufgrund des Verschuldens 
dieser Personen haften, so ist der AG zur Schad- und 
Klagloshaltung verpflichtet. 

Sollte es bei einem Einsatz zu Schäden beim 
Auftraggeber oder Dritten kommen, sind solche bei 
sonstigem Ausschluss jedenfalls am 
Leistungsnachweis zu vermerken. Der AG ist 
verpflichtet, durch die Leistung des AN verursachte, 
nicht sofort ersichtliche Schäden, unverzüglich, 
spätestens innerhalb von drei Werktagen schriftlich 
bekannt zu geben. 

Für Schäden, die bei Bergungen am Bergegut 
eintreten, wird keine Haftung übernommen. 

VII. Aufrechnung und Zurückbehaltung 

Der AG ist nicht berechtigt, mit eigenen – angeblichen 
oder tatsächlichen – Forderungen gegen Forderungen 
des AN aufzurechnen, außer die Forderung des AG 
wurde vom AN schriftlich anerkannt oder gerichtlich 
festgestellt. Der AG ist nicht berechtigt, fällige 
Leistungen zurückzubehalten. 

VIII. Auftragsentgelt 

Die Arbeitszeit von Montag bis Donnerstag beginnt 
um 7.00 Uhr und endet um 16.30 Uhr, Freitag von 
7.00 Uhr – 14.30 Uhr. Bei Tageseinsätzen, 
Pauschalaufträgen und Arbeiten über einen längeren 
Zeitraum ist diese Arbeitszeit als Mindestzeit und 
Kalkulationsgrundlage einzuhalten. Darüber 
hinausgehende Zeiten, sowie Samstags- und 
Sonntagsarbeiten werden mit 
Überstundenzuschlägen berechnet. 

Das Auftragsentgelt berechnet sich vom Zeitpunkt der 
Abfahrt bis zur Rückkehr unserer Geräte in den 
Betrieb. Es gelten die jeweils vereinbarten 
Mindestverrechnungen. 

Verrechnung erfolgt aufgrund täglich ausgestellter 
Arbeitszeitbescheinigungen, welche vom 
Auftraggeber oder dessen Vertreter zu unterschreiben 
sind. Unsere Rechnungen sind sofort nach Erhalt 
netto zahlbar. Eine Aufrechnung von Forderungen 
gegen die Leistung des Vermieters ist in jedem Fall 
ausgeschlossen. Im Fall des Zahlungsverzuges 
werden dem Mieter Verzugszinsen in der gesetzlichen 
Höhe von 8 Prozentpunkten über dem relevanten 
Basiszinssatz verrechnet (§ 1333 Abs.2 AGBG). 

Bei Auftragsrücktritt oder Terminabsage werden 
anfallende Kosten wie Vorplanung, Reservierung und 
Anfertigung jeglicher Art zur Durchführung des 
Auftrages in Rechnung gestellt. 

Bei Sonntags-, Feiertags-, Samstags- und Nachtarbeit 
werden für das Bedienungspersonal die 
entsprechenden Überstundenzuschläge, sowie bei 
auswärtigen Arbeiten die Diäten für die Dienstnehmer 
berechnet. 

IX. Zahlungsbedingungen 

Der Auftraggeber verpflichtet sich, sofern schriftlich 
nichts Gegenteiliges vereinbart wurde, die von der 
Rudolf Aigner GmbH ausgestellte Rechnung sofort 
bei Erhalt zu begleichen. Eine Aufrechnung mit 
Gegenforderungen des Auftraggebers ist 
ausgeschlossen, sofern diese Gegenforderungen 
nicht gerichtlich festgestellt oder von der Rudolf 
Aigner GmbH ausdrücklich anerkannt wurden. 
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Aufträge zu Geldüberweisungen müssen so 
zeitgerecht erteilt werden, dass der Geldbetrag bei 
Fälligkeit bereits am Konto der Rudolf Aigner GmbH 
wertgestellt ist. 

Im Fall des Zahlungsverzuges darf die Rudolf Aigner 
GmbH einen Pauschalbetrag von EUR 40,00 für 
Mahnspesen sowie Verzugszinsen in der gesetzlichen 
Höhe geltend machen. 

Bei qualifiziertem Zahlungsverzug, also nach 
erfolgloser Mahnung, ist die Rudolf Aigner GmbH 
berechtigt, das (die) Gerät(e) ohne vorherige 
Bekanntgabe einzuziehen und alle übrigen 
Forderungen gegen den Auftraggeber vorzeitig fällig 
zu stellen. 

Falls zwischen Angebotslegung und Ausführung 
Änderungen in der Zahlungsfähigkeit des 
Auftraggebers eintreten oder Umstände bekannt 
werden, welche die Zahlungsfähigkeit des 
Auftraggebers in Frage stellen, ist die Rudolf Aigner 
GmbH berechtigt, entweder Vorauszahlungen zu 
verlangen oder vom Auftrag zurückzutreten. 

Im Falle einer Insolvenzeröffnung über das Vermögen 
des Auftraggebers gilt ein vor Insolvenzeröffnung 
gewährtes Zahlungsziel nicht mehr. 

Nach Insolvenzeröffnung erbringt die Rudolf Aigner 
GmbH Leistungen nur noch gegen Vorauszahlung. 

Im Falle der Säumnis kann die Rudolf Aigner GmbH 
ein Inkassobüro mit der Betreibung der offenen 
Forderung(en) beauftragen und diesem auch alle für 
die Betreibung erforderlichen Daten des 
Auftraggebers weitergeben. Für diesen Fall 
verpflichtet sich der Auftraggeber, die 
Betreibungskosten des Inkassobüros gemäß 
Verordnung des Bundesministeriums für 
wirtschaftliche Angelegenheiten über die Gebühren 
der Inkassoinstitute, BGBI. Nr. 141/1996, zu vergüten. 

Die Leistungen werden jener Gesellschaft verrechnet, 
die in der Auftragsbestätigung genannt ist. 
Nachträgliche Umfakturierungen bedeuten keinen 
Aufschub des Zahlungsziels und der ursprünglichen 
Fälligkeit. Die Rudolf Aigner GmbH ist berechtigt, für 
nachträgliche Umfakturierungen einen Aufwandersatz 
zu verlangen. 

X. Eigentumsvorbehalt 

Vom Auftragnehmer gelieferte Waren bleiben bis zur 
vollständigen Bezahlung aller aus der wechselseitigen 
Geschäftsbeziehung resultierenden Rechnungen 
samt Verzugszinsen sowie Mahnspesen im Eigentum 
des Auftragnehmers (erweiterter 
Eigentumsvorbehalt). Be- oder Verarbeitung der 
Waren des Auftragnehmers erfolgt, unter Ausschluss 

des Eigentumserwerbs nach § 415 ABGB, für den 
Auftragsnehmer, ohne diesen jedoch zu verpflichten. 

Für die Dauer des aufrechten Bestehens des 
Eigentumsvorbehaltes ist es dem Käufer nicht 
gestattet, über die Ware rechtsgeschäftliche 
Verfügungen zu treffen, die das vorbehaltene 
Eigentum des Auftragnehmers vereiteln könnte, 
insbesondere darf die Ware weder veräußert, 
verpfändet, zur Sicherstellung übereignet, vermietet 
oder sonst dritten Personen zum Gebrauch 
überlassen werden. Bei Verarbeitung, Vermischung 
oder Verbindung der unter Eigentumsvorbehalt 
stehenden Ware mit Material, welches im Eigentum 
des Käufers steht, wird vereinbart, dass hiedurch das 
Eigentum der Vorbehaltsverkäuferin nicht erlischt, 
sondern Miteigentum nach dem Verhältnis der 
Beiträge an der hiedurch neu entstandenen Sache 
entsteht. 

Die durch Weiterverkauf der Vorbehaltsware 
entstehenden Forderungen gegen Dritte werden vom 
Käufer schon jetzt mit allen Nebenrechten bis zur 
Höhe der dem Auftragnehmer zustehenden 
Kaufpreisforderungen samt Zinsen und Kosten an den 
Auftragnehmer abgetreten. Auf Verlangen des 
Auftragnehmers ist der Käufer verpflichtet, die 
Abtretung seinem Abnehmer bekanntzugeben und 
dem Auftragnehmer die zur Einziehung erforderlichen 
Auskünfte und Unterlagen zu geben. Übersteigt der 
Wert der für den Auftragnehmer bestehenden 
Sicherheiten seine Forderungen insgesamt um mehr 
als 20% so ist der Auftragnehmer auf Verlangen des 
Käufers zur Freigabe von Sicherheiten nach seiner 
Wahl verpflichtet. Wird die Vorbehaltsware vom 
Käufer zur Erfüllung eines Werk- oder 
Werklieferungsvertrages verwendet, so gelten die 
obigen Bestimmungen sinngemäß. Der Käufer ist 
verpflichtet, den Auftragnehmer von einer Pfändung 
oder einer anderen Beeinträchtigung des Eigentums 
des Auftragnehmers an der Vorbehaltsware durch 
Dritte unverzüglich zu verständigen 

Der Auftragnehmer behält sich das Recht vor, 
sämtliche von ihm gelieferten und noch vorrätigen 
Waren jederzeit, auch bei einem Insolvenzverfahren, 
zurückzufordern. Der Verkauf vorrätiger Waren bei 
einem Insolvenzverfahren ist nur mit ausdrücklicher 
schriftlichen Zustimmung des Auftragnehmers 
gestattet 

XI. Schlussbestimmungen, Rechtswahl, Gerichts-
stand 

Für den Fall, dass einzelne Bestimmungen dieser 
allgemeinen Geschäftsbedingungen ungültig sind 
oder werden, ist dadurch die Gültigkeit der übrigen 
Bestimmungen unberührt. Anstelle der ungültigen 
Bestimmungen ist eine dem Zweck entsprechende 
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gültige Vertragsbestimmung einzusetzen, die dem 
Zweck der ursprünglichen Regelung entspricht. 

Für den Verkauf an Verbraucher im Sinne des 
Konsumentenschutzgesetzes gelten die vorstehenden 
Bestimmungen nur insoweit als das 
Konsumentenschutzgesetz nicht zwingend andere 
Bestimmungen vorsieht. 

Der Auftraggeber erteilt seine Zustimmung, dass die 
im Kaufvertrag enthaltenen personenbezogenen 
Daten in Erfüllung des Vertrages vom Auftragnehmer 
automationsunterstützt gespeichert werden können. 

Bei Zahlungsverzug oder bei Eintreten eines 
außergerichtlichen oder gerichtlichen 
Insolvenzverfahrens werden sämtliche gewährten 
Nachlässe, Rabatte und Boni im Vergleich zu den 
Listenpreisen hinfällig und rückverrechnet. 

Es gilt ausschließlich österreichisches Recht mit 
Ausschluss der Kollisionsnormen. 

Für allfällige Streitigkeiten vereinbaren die beiden 
Vertragsparteien die ausschließliche Zuständigkeit 
des die Handelsgerichtsbarkeit ausübenden sachlich 
zuständigen Gerichtes in Steyr. 


